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Vorwort 
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Α. Einleitung 

Ziel der Untersuchung ist es, den tatbestandsmäßigen Erfolg des Strafver-
eitelungstatbestandes zu bestimmen. Diesen Erfolg umschreibt § 258 Abs. 1 
StGB1 durch die Formulierung „wer ... ganz oder zum Teil vereitelt, daß ein 
anderer dem Strafgesetz gemäß wegen einer rechtswidrigen Tat bestraft  oder einer 
Maßnahme ... unterworfen  wird ...". Diese Vorschrift,  die am 1.1.1975 in Kraft 
getreten ist2, löste die allseits als verunglückt3 empfundenen Regelungen über die 
persönliche Begünstigung (§§ 257, 257 a, 258, 346 a.F.) ab. Ob mit der grund-
legenden Umgestaltung der genannten Regelungen die „Leidensgeschichte" der 
StrafVereitelung  tatsächlich ihren Abschluß gefunden hat4, erscheint insbesondere 
im Hinblick auf die Umgestaltung zum Erfolgsdelikt  und die daraus resultierenden 
Schwierigkeiten zweifelhaft. 5 

Intention der gesetzgeberischen Reform und vor allem der Ausgestaltung des 
neukonzipierten StrafVereitelungstatbestandes  zum Erfolgsdelikt  bei gleichzeitiger 
(Wieder-)Einfuhrung  der Versuchsstrafbarkeit  war es, dem Täter die Möglichkeit 
eines strafbefreienden  Rücktritts zu eröffnen. 6 Damit ist der Gesetzgeber einer 
Forderung nachgekommen, die von der Strafrechtswissenschaft  seit der Normie-
rung der Begünstigung im Reichsstrafgesetzbuch immer wieder erhoben wurde 
und zum ständigen Gegenstand der Reformdiskussion und der entsprechenden 
Gesetzesentwürfe gemacht wurde. Denn in der seit 1871 nahezu unverändert 

1 Paragraphen ohne Angabe eines Gesetzes sind im folgenden solche des StGB. 
2 Bundesgesetzblatt! 1975, S. 64. 
3 Bereits 1879 vermerkte Gretener,  S. 57, daß die Revisionsbedürftigkeit  der §§ 257 ff. 

(a. F.) allseitig anerkannt sei; Beling,  VD BT VII, S. 207, bezeichnete die genannten Vor-
schriften als die „am meisten verunglückten Bestimmungen des Strafgesetzbuches"; 
Mezger,  in: Gürtner, S. 340, qualifizierte die Vorschriften  als ein „Musterbeispiel schlechter 
Gesetzestechnik", und Binding , Lehrbuch I I 2, S. 636, beurteilte die Behandlung der 
Begünstigung im RStGB als „voll der schwersten inneren Widersprüche". 

4 So jedenfalls die optimistische Einschätzung der Neufassung des StrafVereitelungs-
tatbestandes bei Maurach/Schroeder/Maiwald,  BT 2, S. 249. 

5 Vgl. insoweit Schroeder,  Anm. zu LG Hannover, NJW 1976, 980, der das Erfordernis 
des Erfolges und die daraus folgende Notwendigkeit des Nachweises der Ursächlichkeit für 
den Erfolgseintritt  als die „Grundkalamität" der Neufassung bezeichnet. 

6 BT-DS 7/750, S. 249. 
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beibehaltenen Fassung des § 257 a. F. war die Strafvereitelung  - nach nahezu 
einhelliger Auffassung  - als unechtes Unternehmensdelikt ausgestaltet, zu deren 
Vollendung die Vereitelung bzw. ein Entziehen in Bezug auf die Bestrafung nicht 
erforderlich  war, sondern die Vornahme einer darauf gerichteten - nach h. M. 
zudem objektiv geeigneten - Handlung ausreichte7. Die mit dieser Vorverlagerung 
der Vollendung eröffnete  Weite der Strafbarkeit  wurde wegen des Fehlens der 
Rücktrittsmöglichkeit als unbillig empfunden. 

Problematisch und bisher auch nicht abschließend geklärt ist jedoch die Frage, 
wie weit der Vollendungszeitpunkt durch die Neufassung hinausgeschoben 
wurde.8 Seit der Reformierung  wird insbesondere diskutiert, ob überhaupt und 
gegebenfalls unter welchen Voraussetzungen die bloße Verzögerung der 
„Bestrafung" als hinreichender Erfolg i.S. des § 258 Abs. 1 angesehen werden 
kann und was unter „Bestrafung" in diesem Zusammenhang zu verstehen ist. 
Diese Fragen sind - soweit ersichtlich - bislang monographisch noch nicht 
untersucht worden. Insbesondere finden sich auch in den zahlreichen Monogra-
phien zu der spezielleren Thematik der Strafvereitelung  durch oder im Zusammen-
hang mit Strafverteidigung  nur ganz vereinzelt Stellungnahmen zur Bestimmung 
des Erfolges, obwohl diese dafür entscheidend ist, welche Verhaltensweisen des 
Verteidigers als Strafvereitelung  und damit zumindest als Erfolgsverursachung  zu 
qualifizieren sind. Entsprechendes gilt auch für die recht ausführliche literarische 
Aufarbeitung der nach wie vor nicht abschließend geklärten Problematik der 
Abgrenzung zwischen Täterschaft  und Teilnahme bei Strafvereitelung;  auch hier 
ist die Bestimmung des Erfolges vorgreiflich  für die Frage, ob der erfolgsver-
ursachende Beitrag eine Bestrafung als Täter oder nur als Teilnehmer rechtfertigt. 
Dennoch wird dem Erfolg nicht die ihm notwendige Aufmerksamkeit  geschenkt. 
Ziel der Untersuchung ist es nicht, Spezialprobleme einer befriedigenden Lösung 
zuzuführen. Vielmehr soll das grundlegende Problem der Erfolgsbestimmung 
aufgearbeitet  und so gelöst werden, daß sich die an den „Erfolg" anknüpfenden 
Auslegungen des § 258 und die Grenzen seines Anwendungsbereichs daraus 
ableiten lassen. 

Der Umstand, daß Rspr. und h. M. die sog. „Strafvereitelung  auf Zeit", also die 
Einbeziehung der lediglich verzögerten Bestrafung, als Vollendung anerkennen, 
obwohl jedenfalls der Wortlaut der Norm - insbesondere der Wortsinn des 
Merkmals „vereiteln" - dies auf den ersten Blick nicht zuläßt, führt  zu einer Art 
Beweislastumkehr: Wer eine Auslegung abseits des Wortlauts vertritt, hat gute 

7 Vgl. die Nachweise bei Binding , Lehrbuch I I 2, S. 655. 
8 Vgl. Stree,  JuS 1976, 137, 140, für den die Verschiebung des Vollendungszeitpunktes 

die einschneidenste Änderung der Neufassung darstellt. 
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und vor allem stichhaltige Gründe dafür aufzuweisen. Das erste Teilziel der Arbeit 
besteht daher in einer Bestandsaufnahme und kritischen Analyse der für diese 
extensive Auslegung angeführten Argumente. Im Anschluß daran wird die eigene 
Interpretation des tatbestandsmäßigen „Erfolges" in § 258 Abs. 1 entwickelt und 
an Hand einiger besonders prekärer Fallkonstellationen exemplifiziert. 

Die beabsichtigte Untersuchung läßt sich in vier Hauptteile gliedern. Im ersten 
Teil der Arbeit wird die historische Entwicklung des Strafvereitelungstatbestandes 
dargestellt und daraufhin durchmustert, ob und gegebenenfalls welche Versatz-
stücke früherer  Tatbestände bzw. früherer  Tatbestandsinterpretationen zur Ausle-
gung der heute geltenden Fassung herangezogen werden können. In dem daran 
anschließenden zweiten Teil wird die von der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
vorgenommene Interpretation des Erfolges einschließlich der zur Begründung 
dieser Auslegung angeführten Argumente auf ihre Stichhaltigkeit hin untersucht. 
Den Kern der Arbeit bildet der dritte Teil, in dem die vom Schrifttum angebotenen 
Erfolgsbestimmungen und die zum Teil sehr unterschiedlichen Begründungs-
ansätze auf ihre Tragfähigkeit  hin überprüft  werden. Im vierten Teil der Arbeit 
wird das Fazit gezogen, die eigene Auslegung begründet und auf einige neural-
gische Fallgruppen angewendet. 


